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Regeste

(Minderheits-)Beteiligung an einer ausländischen Kapitalgesellschaft stellt
Geschäftsvermögen der hiesigen Einzelfirma der Pflichtigen dar, weil zwischen der
Beteiligung und der Einzelfirma ein enger wirtschaftlicher Zusammenhang besteht: Bei
dieser Gesellschaft handelt es sich um die (Exklusiv-)Lieferantin der Einzelfirma und die
Beteiligung konnte die Pflichtige von dieser unentgeltlich erwerben.

Erwägungen

E. 3
a) Die Pflichtige hat die veräusserte Vielzahl von (Vorzugs- bzw. "Prefer- red"-) Aktien der
B Ltd. am 12. Mai 2003 als Teil einer ursprünglich insgesamt rund 2.5 Mal grösseren
Anzahl dieser Titel erworben (T-act. 44 - 46). Selbst letztere Gesamt- zahl stellt unstreitig
eine Minderheitsbeteiligung an der B Ltd. dar (vgl. Prospekt über die Durchführung einer
öffentlichen Kapitalerhöhung der B Ltd. im Jahr 2004 mit rund 50 Mio. Aktien vor und
rund 66 Mio. Titeln nach der Erhöhung, T-act. 55 S. 5). Gemäss der neueren
Rechtsprechung des Bundesgerichts hindert dieser Umstand jedoch nicht daran,
Geschäftsvermögen anzunehmen. Zusätzliche Voraussetzung bildet indessen, dass die
Pflichtige diese Beteiligung u.a. für ihre Tätigkeit als selbstständig Erwerben- de erworben
und sie ihr in der Folge in diesem Zusammenhang auch tatsächlich ge- dient hat. b)
Zwischen den Parteien ist nicht streitig, dass der Aktienbesitz der Pflichti- gen für ihre
selbstständige Erwerbstätigkeit als Vertreiberin der einschlägigen Produkte insofern keine
Vorteile gebracht hat, als sie ihre Geschäftstätigkeit dank dieser Beteili- gung nicht hatte
ausweiten und z.B. nicht mehr Produkte hatte absetzen können. In Beschwerde und Rekurs
bringt sie damit übereinstimmend und unwidersprochen vor, sowohl ihre Stellung als
Vertriebspartnerin dieser Produkten als auch ihre Konditionen für den Ankauf der Produkte
habe der Stellung aller übrigen Vertriebspartner entspro- chen, welche keine Aktien
erworben hätten (R-act. 2 und 5 je S. 3). Mithin scheint es am erforderlichen, engen
wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen der Beteiligung und der selbstständigen
Erwerbstätigkeit der Pflichtigen zu fehlen. Im Einspracheent- scheid wird vom kantonalen
Steueramt zudem eingeräumt, dass sämtliche übrigen Kriterien – äussere Beschaffenheit,
Herkunft der Mittel für den Aktienerwerb, Erwerbs- 1 DB.2011.238 1 ST.2011.318

- 7 - motiv, buchhalterische und steuerliche Behandlung der Aktien, Verwendung des Ver-
kaufserlöses und der Wille sowie die Sachdarstellung der Pflichtigen – mit Ausnahme des
Erwerbsmotivs für das Vorliegen von Privatvermögen sprächen (T-act. 75 und 76 je S. 6).
Demnach fehlen bei erster Betrachtung Anhaltspunkte für das Vorliegen von
Geschäftsvermögen. c) Indessen ist gleichwohl von einem erheblichen wirtschaftlichen
Zusammen- hang zwischen dem Aktienkauf und der selbstständigen Erwerbstätigkeit



auszugehen: aa) Die Pflichtige erwarb am 12./16. Mai 2003 ursprünglich rund 2.5 Mal die
Anzahl der vorliegend veräusserten Aktientitel für USD 50'000.- (T-act. 44 - 46). Am
24./25. März 2004 wurde letzterer Betrag, d.h. USD 48'189.12 (= USD 50'000.- ./. Spe- sen)
zurückbezahlt (T-act. 33 und 36). Im Einschätzungsverfahren liess die Pflichtige am 29.
August 2008 als Grund für diese Rückzahlung ausführen, es seien nach ihrem Investment
angeblich noch andere Investoren gefunden worden. Als "Geste" für die Bereitschaft zur
Mithilfe der Finanzierung habe sie die Hälfte der Aktien trotz Rückzah- lung des
Investments behalten können (Antwort der Auflage zur Begründung der Ver-
mögensvermehrung T-act. 36). Dementsprechend lautet das spätere Aktienzertifikat der B
Ltd. vom 7. Juni 2005 nur noch auf die Hälfte der ursprünglich erworbenen Pa- piere (T-act.
34). bb) Sofern diese Sachverhaltsdarstellung zutrifft (vgl. hierzu aber E. 3.d), ver- hält es
sich wie folgt: Indem die Pflichtige ihre Investition (bis auf die Spesen) vollstän- dig
zurückerhalten hat und trotzdem die Hälfte der zugeteilten Aktien behalten konnte, hat sie
im Ergebnis diese Hälfte des Aktienbestands von der B Ltd. ohne Gegenleis- tung erhalten.
Bei der letzteren Firma handelt es sich um ihre Handelspartnerin bzw. die Lieferantin, von
der sie die zum Endverkauf bestimmten einschlägigen Produkte exklusiv bezieht. Fragt man
nach dem Grund dieser Zuwendung, drängt sich zwangs- läufig die Vermutung auf, er sei
im Verhältnis der Pflichtigen als selbstständiger Ver- triebspartnerin der B Ltd. zu suchen.
Dies umso mehr, als sie diese Tätigkeit nach ih- ren eigenen Angaben seit vielen Jahren
ausübt (T-act. 38 und 42) und die fragliche "Geste" der Aktienüberlassung durch die
Lieferantenfirma von daher als geschäftlich durchaus nachvollziehbar erscheint. Die
Pflichtige macht nicht geltend, andern Investo- ren, insbesondere solchen ausserhalb der
Vertriebsstruktur der B Ltd., d.h. unabhängi- gen Dritten, sei eine gleiche oder ähnliche
Vorzugsbehandlung zuteil geworden. Ins Bild der Bevorzugung passt zudem, dass die
Pflichtige ihre Aktien im Rahmen einer 1 DB.2011.238 1 ST.2011.318

- 8 - nicht öffentlichen Kapitalerhöhung bzw. vor dem Ende 2004 erfolgten Börsengang der
B Ltd. erwarb und Letztere dabei insbesondere auch die eigene Vertriebsstruktur um
Aktienzeichnung anging (T-act. 42 S. 2 f.). cc) Die Pflichtige hat auf weitere Auflage des
Steuerkommissärs im Einschät- zungsverfahren am 27. September 2009 zwar entgegen
dieser Sachverhaltsschilde- rung vorbringen lassen, sie habe relativ schnell nach dem
Börsengang der B Ltd. die Hälfte ihrer Aktien zum Preis von USD 48'189.12 wieder
verkauft, womit sie ihr Invest- ment praktisch vollumfänglich wieder abgesichert gehabt
und daraufhin wiederholt er- klärt habe, dass sie die restlichen Aktien als "Geschenk"
empfinde (T-act. 42). Diese Sachverhaltsdarstellung wiederholte sie jedoch weder in der
Einsprache noch in der Beschwerde bzw. im Rekurs. Zudem liegen keinerlei Umstände vor,
welche hinsichtlich des Weiterverkaufs für deren Richtigkeit sprechen, fehlt es doch schon
an den die be- hauptete Teilveräusserung nachweisenden Unterlagen. In der Auflageantwort
vom 27. September 2009 nahm die Pflichtige zu ihrer ursprünglichen
Sachverhaltsschilderung vom 29. August 2008 Stellung und führte aus, diese Schilderung
sei verwirrend, da die "Geschichte" in einem professionellen Umfeld völlig utopisch klinge.
Zudem sei sie darauf zurückzuführen, dass sie, die Pflichtige, im Zeitpunkt der ersten
Auflage zur Vermögensvermehrung unter grossem seelischem Stress gestanden sei, weil ihr
damaliger Lebenspartner kurz zuvor einen Suizidversuch unternommen habe und sie
dadurch für längere Zeit völlig aus der Fassung gewesen sei. Als sie dann ihre frühere
Vertreterin wegen der Vermögensvermehrung angefragt habe, sei ihr nächster Gedanke
darin gelegen, dass es sich bei den verbleibenden Ak- tien um ein Geschenk handle (T-act.
42 S. 4). Von einer utopischen Sachverhaltsschilderung kann keine Rede sein, ent- spricht



es doch durchaus der Lebenserfahrung, dass ein Lieferant einem langjährigen Abnehmer
seiner Produkte bei der Suche nach neuem Eigenkapital Sonderkonditionen gewährt, auch
wenn diese Konditionen in casu möglicherweise als grosszügig erschei- nen mögen. Im
weitern liegen für die geltend gemachten negativen Lebensumstände der Pflichtigen
keinerlei Anhaltspunkte vor, da sich die frühere Vertreterin in der Einga- be vom 29.
August 2008 in keiner Form diesbezüglich äusserte. Sodann erfolgte die Rückzahlung der
Summe von USD 48'189.12 mit Check vom 24. März 2004, d.h. der behauptete hälftige
Verkauf hat an diesem Datum stattgefunden. Dies kollidiert jedoch mit der weiteren
Angabe in der abgeänderten Sachdarstellung zeitlich insofern, als die 1 DB.2011.238 1
ST.2011.318

- 9 - Pflichtige den Weiterverkauf erst – wenn auch "relativ schnell" – nach dem Ende 2004
erfolgten Börsengang der B Ltd. und damit offenkundig erst im Jahr 2005 getätigt ha- ben
will. Schliesslich weist die eingereichte "Book-Entry History" – ausgehend vom
Aktienbestand per 14. März 2006 mit … Stück – nur nach diesem Datum abgewickelte
Verkäufe der Pflichtigen und damit nicht die behauptete hälftige Veräusserung des
Aktienbestands im Jahr 2005 aus (T-act. 35 bzw. 52). dd) Bliebe es demnach dabei, dass die
der Pflichtigen nach Rückzahlung der Investmentsumme belassene Hälfte der Aktientitel
von der B Ltd. ohne Gegenleistung zugewendet wurde und dies seinen Grund im Umstand
hat, dass die Pflichtige seit vielen Jahren als selbstständige Vertriebspartnerin der B Ltd.
agiert, stellte die Zuwen- dung Einkommen aus ihrer selbstständigen Erwerbstätigkeit dar.
Damit hätte ihr aber die Beteiligung in der Einzelfirma gedient und wäre der erforderliche
wirtschaftlich enge Zusammenhang zwischen der Beteiligung sowie der selbstständigen
Erwerbstätigkeit gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts ohne weiteres gegeben, auch
wenn die Pflichtige nach dem Aktienerwerb sonst nicht mehr von ihr profitiert haben sollte.
Bei den veräusserten Vielzahl an Aktientiteln handelte es sich daher um Geschäftsvermö-
gen. d) Die vorhandenen, von der Pflichtigen im Einschätzungsverfahren einge- reichten
Unterlagen sprechen jedoch eher für die Verwirklichung eines andern, von den Parteien
nicht in Erwägung gezogenen Sachverhalts: Die Pflichtige erwarb am 12./16. Mai 2003 ein
rund 2.5 mal die Anzahl der veräusserten Titel umfassendes Aktienpaket bestehend aus
"Cumulative Convertible Preferred Shares" der D Ltd. (= "the indirect parent of B Ltd.")
zum Preis von USD 50'000.- (Aktienzertifikat der D Ltd vom 23. Mai 2003, T-act. 34,
Beilage; T-act. 44, 45 und 54). Diese Titel wurden dann am 24. März 2004 gemäss dem
Vermerk "Conversion of PFD Shares" auf dem Rückzahlungscheck über USD 48'189.12
(T-act. 47) und gemäss dem am gleichen Datum ausgestellten Aktienzertifikat der D Ltd.
(T-act. 46) in gewöhnliche Aktien, so genannte "Common Shares" umgewandelt. Am 1.
Dezember 2004 fand eine Versammlung der Aktionäre der D Ltd. statt, anlässlich derer ein
"reverse stock split", d.h. eine Aktienzusammenle- gung, der ausstehenden "common
shares" im Verhältnis 1 : 2 und gleichzeitig eine Namensänderung der Gesellschaft von D
Ltd. in B Ltd. vorgeschlagen wurden (Einla- dung an die Aktionäre der D Ltd. zu einer
ausserordentlichen Versammlung vom 24. November 2004, T-act. 54). Diesem Vorschlag
entsprechend stellte dann die B Ltd. der Pflichtigen am 7. Juni 2005 ein Zertifikat über die
Hälfte der ursprünglichen Anzahl Ak- 1 DB.2011.238 1 ST.2011.318

- 10 - tien, lautend auf die B Ltd., aus (T-act. 48). Dies lässt darauf schliessen, dass der Vor-
schlag über die Aktienzusammenlegung auf die Hälfte der Titel samt Namensänderung an
der Aktionärsversammlung vom 1. Dezember 2004 angenommen worden war. Da- mit
verfügte die Pflichtige aufgrund dieser Aktienzusammenlegung ab 2005 nurmehr über die



hälftige Anzahl Aktien der B Ltd. Der Grund für die hälftige Aktienauszahlung ist dabei
nicht darin zu suchen, dass sie die Hälfte der Papiere verkauft oder an die B Ltd.
zurückgegeben hätte. Im Ergebnis verfügte sie somit nach wie vor über das ge- samte im
Mai 2003 erworbene Aktienpaket. Dabei kam ihr aber ein gewichtiger Vorteil zu, wurden
ihr doch anlässlich der Umwandlung der "Preferred Shares" in "Common Shares" am 24.
März 2004 von der D Ltd. USD 48'189.12 bezahlt (Check vom 24. März 2004 mit dem
Vermerk "Cash Payment upon Conversion of PFD Shares", T-act. 47). Ein in der
Aktienumwandlung selber liegender Grund für diese, den ursprüng- lich investierten Betrag
von USD 50'000.- (abzüglich Spesen) umfassende Zahlung ist nicht ersichtlich und damit
auch nicht nachvollziehbar. Daher drängt sich wiederum zwangsweise die Vermutung auf,
der Grund sei im Verhältnis der Pflichtigen als lang- jährige selbstständige
Vertriebspartnerin der B Ltd., ihrer (Exklusiv-)Lieferantin, zu su- chen. Nur dies erscheint
angesichts der erwähnten Umstände – Aktienerwerb im Rah- men einer nicht öffentlichen
Kapitalerhöhung und Kaufofferte u.a. an die eigene Vertriebsstruktur – sowie der fehlenden
Vorbringen der Pflichtigen über die Vorteils- einräumung auch gegenüber unabhängigen
Dritten als geschäftlich nachvollziehbar (vgl. vorstehend E. 3. c) bb). Hat die Beteiligung
der Pflichtigen in der Einzelfirma aber derart gedient, stellt die fragliche Zahlung wiederum
Einkommen aus ihrer selbststän- digen Erwerbstätigkeit dar. Der erforderliche
wirtschaftlich enge Zusammenhang zwi- schen der Beteiligung und der selbstständigen
Erwerbstätigkeit gemäss Rechtspre- chung des Bundesgerichts ist gegeben, sodass es sich
bei den veräusserten Aktientitel um Geschäftsvermögen handelt. e) Zusammenfassend lässt
sich festhalten, dass die Beteiligung der Pflichti- gen an der B Ltd. ihrem
Geschäftsvermögen zuzuordnen ist und mithin im Rahmen des diesbezüglichen
gewinnbringenden Verkaufs Einkommen aus selbstständiger Erwerbs- tätigkeit, d.h. kein
steuerfreier Kapitalgewinn angefallen ist. f) Der zu besteuernde Kapitalgewinn ist im
Quantitativen nicht streitig und setzt sich aus dem erzielten Veräusserungserlös für die
Aktien von USD 341'426.42, 1 DB.2011.238 1 ST.2011.318

- 11 - entsprechend Fr. 426'182.-, abzüglich der anteiligen Gestehungskosten von (umge-
rechnet) Fr. 24'820.- zusammen (T-act. 35, Beilagen). Anzumerken ist aber immerhin, dass
bei dem im vorliegenden Entscheid als richtig erkannten Sachverhalt an sich von einer
Rückzahlung der Investitionssumme auszugehen ist und der Pflichtigen daher bis auf die
bei der Rückzahlung abgezogenen Spesen gar keine Gestehungskosten ent- standen sind.
Die Pflichtige ist daher mit der Anerkennung von solchen Kosten noch gut gefahren.

E. 4
Diese Erwägungen führen zur Abweisung der Rechtsmittel. Ausgangsge- mäss sind die
Kosten der Pflichtigen aufzuerlegen (Art. 144 Abs. 1 DBG, § 151 Abs. 1 StG). Die
Zusprechung einer Parteientschädigung entfällt, bei der direkten Bundes- steuer zufolge
Unterliegens und bei den Staats- und Gemeindesteuern mangels eines entsprechenden
Begehrens (Art. 144 Abs. 4 DBG i.V.m. Art. 64 Abs. 1 des Bundesge- setzes über das
Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968, § 152 StG i.V.m. § 17 Abs. 2 des
Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 24. Mai 1959/8. Juni 1997).
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